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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-1025/09
von Roberto Musacchio (GUE/NGL), Giusto Catania (GUE/NGL), Luisa Morgantini (GUE/NGL), 
Vittorio Agnoletto (GUE/NGL) und Vincenzo Aita (GUE/NGL)
an die Kommission

Betrifft: Ärztliche Behandlung für Migranten in Italien

Im Rahmen der gestrigen Prüfung des Gesetzentwurfs 733 im italienischen Senat wurde die 
Bestimmung gestrichen, in der festgelegt war, dass „der Zugang zu den Gesundheitseinrichtungen 
durch Ausländer, die sich nicht im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis befinden, keinerlei Meldungen bei 
den Behörden nach sich ziehen [darf], mit Ausnahme der Fälle, in denen die Meldung – unter den 
gleichen Bedingungen wie für italienische Staatsbürger – obligatorisch ist“. Falls diese Streichung von 
der Abgeordnetenkammer bestätigt werden sollte, stünde es den Ärzten frei, Einwanderer ohne 
Aufenthaltserlaubnis, die medizinische Hilfe benötigen, zu melden.

Diese rechtliche Änderung hätte unabsehbare Folgen: Tatsächlich würde sie einen Verstoß gegen 
das Recht auf Gesundheit und die Würde jedes Menschen, eine Verletzung des 
Gleichheitsgrundsatzes, der in der italienischen Verfassung verankert ist und das Grundprinzip aller 
europäischen Rechtsordnungen bildet, eine ernste Gefährdung der öffentlichen Gesundheit aufgrund 
der zunehmenden Verbreitung unbehandelter Krankheiten durch Ansteckung (die Gefahr einer 
Meldung würde zahlreiche Einwanderer davon abhalten, die Gesundheitsdienste in Anspruch zu 
nehmen, wodurch eine lückenlose epidemologische Überwachung zum Schutz der gesamten 
Gemeinschaft faktisch unmöglich würde) und schließlich eine erhöhte finanzielle Belastung für die 
Gesundheitssysteme bedeuten. Mit einer derartigen Maßnahme würde der Grundsatz außer Kraft 
gesetzt, wonach der Patient als Mensch unabhängig von anderen Erwägungen zu schützen ist.

Ist die Kommission nicht der Auffassung, dass diese rechtliche Änderung im Widerspruch zur Achtung 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten, die allen Mitgliedstaaten gemeinsam sind, insbesondere zu 
den Grundsätzen der Gleichheit, der Nichtdiskriminierung, der Menschenwürde und der Solidarität, 
steht?

Ist die Kommission nicht der Auffassung, dass diese Maßnahme gegen Artikel 1 (Menschenwürde), 2 
(Recht auf Leben), 7 (Achtung des Privatlebens), 21 (Nichtdiskriminierung), 24 (Rechte des Kindes), 
25 (Rechte älterer Menschen) und insbesondere 35 (Gesundheitsschutz) der Charta der Grundrechte 
der Europäischen Union verstieße, ebenso wie gegen Artikel 28 der von der Generalversammlung am 
18. Dezember 1990 angenommenen und im Juli 2003 in Kraft getretenen internationalen Konvention 
zum Schutz der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen?

Ist die Kommission schließlich nicht der Auffassung, dass diese Änderung angesichts des Fehlens 
von Binnengrenzen zwischen den Mitgliedstaaten zu einer ernstzunehmenden Epidemiegefahr auf 
europäischer Ebene führen würde?


